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Nationen und der Karibischen Gemeinschaft auf dem Gebiet 
der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung sowie der politi-
schen und humanitären Angelegenheiten zu verstärken, 

 überzeugt, dass ein koordinierter Einsatz der verfügbaren 
Ressourcen nötig ist, um die gemeinsamen Ziele der beiden 
Organisationen voranzubringen, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs 
über die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und der Karibischen Gemeinschaft79 sowie von seinen Bemü-
hungen um die Verstärkung dieser Zusammenarbeit; 

 2. begrüßt es, dass der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen und der Generalsekretär der Karibischen Gemein-
schaft am 27. Mai 1997 ein Kooperationsabkommen zwischen 
den Sekretariaten der beiden Organisationen unterzeichnet ha-
ben; 

 3. fordert den Generalsekretär der Vereinten Nationen 
auf, im Benehmen mit dem Generalsekretär der Karibischen 
Gemeinschaft sowie den zuständigen Regionalorganisationen 
auch weiterhin bei der Förderung der Entwicklung und der 
Wahrung des Friedens und der Sicherheit in der karibischen 
Region behilflich zu sein; 

 4. bittet den Generalsekretär, die Zusammenarbeit und 
Koordinierung zwischen den Vereinten Nationen und der Kari-
bischen Gemeinschaft auch weiterhin zu fördern und aus-
zuweiten, damit die beiden Organisationen in stärkerem Maße 
in der Lage sind, ihre Ziele zu erreichen; 

 5. fordert die Sonderorganisationen und anderen Organi-
sationen und Programme des Systems der Vereinten Nationen 
nachdrücklich auf, mit dem Generalsekretär der Vereinten Na-
tionen und dem Generalsekretär der Karibischen Gemeinschaft 
zusammenzuarbeiten, um mit der Karibischen Gemeinschaft 
und ihren angeschlossenen Institutionen zur Erreichung ihrer 
Ziele Konsultationen und Programme einzuleiten und beste-
hende beizubehalten und noch auszuweiten, und dabei den auf 
der zweiten allgemeinen Tagung aufgezeigten, im Bericht des 
Generalsekretärs sowie in den Resolutionen 54/225, 55/203, 
55/2 und S-26/2 und im Beschluss des Weltgipfels für nachhal-
tige Entwicklung über die nachhaltige Entwicklung der kleinen 
Inselentwicklungsländer82 genannten Bereichen und Fragen be-
sondere Aufmerksamkeit zu widmen; 

 6. begrüßt die Initiativen von Mitgliedstaaten, die die 
Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und der Ka-
ribischen Gemeinschaft unterstützen; 

 7. empfiehlt, dass die dritte allgemeine Tagung von Ver-
tretern der Karibischen Gemeinschaft und ihrer angeschlosse-

                      
82 Siehe Bericht des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung, Johan-
nesburg (Südafrika), 26. August-4. September 2002 (auszugsweise Über-
setzung des Dokuments A/CONF.199/20 vom 10. November 2002), Kap. I, 
Resolution 2. 

nen Institutionen und Vertretern des Systems der Vereinten Na-
tionen im März 2003 in New York veranstaltet wird, um die 
Fortschritte zu prüfen und zu bewerten, die bei der Durchfüh-
rung von Aktivitäten in den vereinbarten Bereichen und zu den 
vereinbarten Fragen erzielt wurden, und Konsultationen über 
weitere Maßnahmen und Verfahren abzuhalten, die zur Erleich-
terung und Verstärkung der Zusammenarbeit zwischen den bei-
den Organisationen erforderlich sein könnten; 

 8. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung einen Bericht über die 
Durchführung dieser Resolution vorzulegen; 

 9. beschließt, den Unterpunkt "Zusammenarbeit zwi-
schen den Vereinten Nationen und der Karibischen Gemein-
schaft" in die vorläufige Tagesordnung ihrer neunundfünfzig-
sten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 57/42 

Verabschiedet auf der 56. Plenarsitzung am 21. November 2002, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/57/L.28 und Add.1, einge-
bracht von: Ägypten, Algerien, Aserbaidschan, Bahrain, Bangladesch, Côte 
d'Ivoire, Gabun, Gambia, Guinea, Iran (Islamische Republik), Jemen, Katar, Kirgi-
sistan, Kuwait, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malaysia, Mali, Marok-
ko, Mauretanien, Pakistan, Saudi-Arabien, Senegal, Sudan, Suriname, Syrische 
Arabische Republik, Timor-Leste, Togo, Tunesien, Türkei, Uganda, Vereinigte Ara-
bische Emirate. 

57/42. Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und der Organisation der Islamischen Konferenz 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 37/4 vom 22. Oktober 
1982, 38/4 vom 28. Oktober 1983, 39/7 vom 8. November 
1984, 40/4 vom 25. Oktober 1985, 41/3 vom 16. Oktober 
1986, 42/4 vom 15. Oktober 1987, 43/2 vom 17. Oktober 
1988, 44/8 vom 18. Oktober 1989, 45/9 vom 25. Oktober 
1990, 46/13 vom 28. Oktober 1991, 47/18 vom 23. November 
1992, 48/24 vom 24. November 1993, 49/15 vom 15. No-
vember 1994, 50/17 vom 20. November 1995, 51/18 vom 
14. November 1996, 52/4 vom 22. Oktober 1997, 53/16 vom 
29. Oktober 1998, 54/7 vom 25. Oktober 1999, 55/9 vom 
30. Oktober 2000 und 56/47 vom 7. Dezember 2001, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 3369 (XXX) vom 
10. Oktober 1975, mit der sie beschloss, die Organisation der 
Islamischen Konferenz einzuladen, als Beobachter an den Ta-
gungen und an der Arbeit der Generalversammlung und ihrer 
Nebenorgane teilzunehmen, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs83, 

 unter Berücksichtigung des Wunsches beider Organisatio-
nen, auf politischem, wirtschaftlichem, sozialem, humanitärem, 
kulturellem und wissenschaftlichem Gebiet weiter eng zusam-

                      
83 A/57/405. 
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menzuarbeiten, ebenso wie bei ihrer gemeinsamen Suche nach 
Lösungen für globale Probleme, wie zum Beispiel Fragen des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit, der Abrüstung, 
der Selbstbestimmung, der Entkolonialisierung, der grundle-
genden Menschenrechte sowie der wirtschaftlichen und sozia-
len Entwicklung, 

 unter Hinweis auf die Artikel der Charta der Vereinten Na-
tionen, in denen die Förderung der Ziele und Grundsätze der 
Vereinten Nationen durch regionale Zusammenarbeit be-
fürwortet wird, 

 Kenntnis nehmend von der verstärkten Zusammenarbeit 
zwischen den Vereinten Nationen, ihren Fonds und Program-
men und Sonderorganisationen und der Organisation der Isla-
mischen Konferenz, ihren Nebenorganen und ihren Fach- und 
angeschlossenen Institutionen, 

 feststellend, dass in den zehn Schwerpunktbereichen der 
Zusammenarbeit zwischen den beiden Organisationen sowie 
bei der Bestimmung weiterer Kooperationsbereiche erfreuliche 
Fortschritte erzielt wurden, 

 überzeugt, dass die Festigung der Zusammenarbeit zwi-
schen den Vereinten Nationen und anderen Organisationen des 
Systems der Vereinten Nationen und der Organisation der Is-
lamischen Konferenz und ihren Organen und Institutionen zur 
Förderung der Ziele und Grundsätze der Vereinten Nationen 
beiträgt, 

 erfreut über die Ergebnisse der allgemeinen Tagung der Or-
ganisationen und Organe des Systems der Vereinten Nationen 
und der Organisation der Islamischen Konferenz und ihrer Ne-
benorgane und Fach- und angeschlossenen Institutionen, die 
vom 9. bis 11. Juli 2002 in Wien abgehalten wurde, 

 mit Genugtuung über die Entschlossenheit beider Organisa-
tionen, die bestehende Zusammenarbeit durch die Ausarbeitung 
konkreter Vorschläge in den festgelegten Schwerpunktberei-
chen der Zusammenarbeit und auf politischem Gebiet weiter zu 
festigen, 

 1. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von dem Bericht des 
Generalsekretärs83; 

 2. stellt mit Befriedigung fest, dass die Organisation der 
Islamischen Konferenz aktiv an der Arbeit der Vereinten Natio-
nen zur Verwirklichung der Ziele und Grundsätze der Charta 
der Vereinten Nationen mitwirkt; 

 3. ersucht die Vereinten Nationen und die Organisation 
der Islamischen Konferenz, im Rahmen ihrer gemeinsamen Su-
che nach Lösungen für globale Probleme, wie zum Beispiel 
Fragen des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit, der 
Abrüstung, der Selbstbestimmung, der Entkolonialisierung, der 
grundlegenden Menschenrechte, der sozialen und wirtschaftli-
chen Entwicklung sowie der technischen Zusammenarbeit, 
auch weiterhin zu kooperieren; 

 4. begrüßt die Bemühungen der Vereinten Nationen und 
der Organisation der Islamischen Konferenz, die Zusammenar-
beit zwischen den beiden Organisationen in Bereichen von ge-
meinsamem Interesse weiter zu verstärken und zu prüfen, wie 
die tatsächlichen Modalitäten dieser Zusammenarbeit verbes-
sert werden können; 

 5. begrüßt und anerkennt die fortlaufende Zusammenar-
beit zwischen den Vereinten Nationen und der Organisation der 
Islamischen Konferenz auf dem Gebiet der Friedensschaffung, 
der vorbeugenden Diplomatie und der Friedenssicherung und 
nimmt Kenntnis von der engen Zusammenarbeit zwischen den 
beiden Organisationen bei der Friedenskonsolidierung, dem 
Wiederaufbau und der Entwicklung in Afghanistan; 

 6. begrüßt die Bemühungen der Sekretariate der beiden 
Organisationen, den Informationsaustausch, die Koordinierung 
und die gegenseitige Zusammenarbeit in Bereichen von ge-
meinsamem Interesse auf politischem Gebiet sowie ihre laufen-
den Konsultationen zu verstärken, mit dem Ziel, die Modalitä-
ten dieser Zusammenarbeit weiter auszuarbeiten; 

 7. begrüßt außerdem die regelmäßig stattfindenden Be-
gegnungen auf hoher Ebene zwischen dem Generalsekretär der 
Vereinten Nationen und dem Generalsekretär der Organisation 
der Islamischen Konferenz sowie zwischen hochrangigen Ver-
tretern der Sekretariate der beiden Organisationen und legt ih-
nen nahe, an wichtigen Tagungen der beiden Organisationen 
teilzunehmen; 

 8. legt den Sonderorganisationen und anderen Organisa-
tionen des Systems der Vereinten Nationen nahe, ihre Zusam-
menarbeit mit den Nebenorganen und Fach- und ange-
schlossenen Institutionen der Organisation der Islamischen 
Konferenz, insbesondere durch die Aushandlung von Koopera-
tionsabkommen, weiter auszubauen, und bittet sie, für häufi-
gere Kontakte und Begegnungen zwischen den Koordinie-
rungsstellen für die Zusammenarbeit in den Schwerpunktberei-
chen zu sorgen, die für die Vereinten Nationen und die Orga-
nisation der Islamischen Konferenz von Interesse sind; 

 9. fordert die Vereinten Nationen und anderen Organisa-
tionen des Systems der Vereinten Nationen, insbesondere die 
federführenden Stellen, nachdrücklich auf, der Organisation 
der Islamischen Konferenz und ihren Nebenorganen und Fach- 
und angeschlossenen Institutionen im Interesse einer verbesser-
ten Zusammenarbeit mehr technische und sonstige Hilfe zu ge-
währen; 

 10. dankt dem Generalsekretär für seine fortgesetzten 
Bemühungen um eine verstärkte Zusammenarbeit und Koordi-
nierung zwischen den Vereinten Nationen und anderen Or-
ganisationen des Systems der Vereinten Nationen und der Or-
ganisation der Islamischen Konferenz und ihren Nebenorganen 
und Fach- und angeschlossenen Institutionen im Dienste der 
gemeinsamen Interessen der beiden Organisationen auf politi-
schem, wirtschaftlichem, sozialem, kulturellem und wissen-
schaftlichem Gebiet; 
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 11. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung über den Stand der Zu-
sammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und der Orga-
nisation der Islamischen Konferenz Bericht zu erstatten; 

 12. beschließt, den Unterpunkt "Zusammenarbeit zwi-
schen den Vereinten Nationen und der Organisation der Islami-
schen Konferenz" in die vorläufige Tagesordnung ihrer neun-
undfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 57/43 

Verabschiedet auf der 56. Plenarsitzung am 21. November 2002, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/57/L.29 und Add.1, einge-
bracht von: Ägypten, Albanien, Andorra, Angola, Äquatorialguinea, Armenien, Bar-
bados, Belgien, Benin, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, Côte d'Ivoire, De-
mokratische Republik Kongo, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, ehe-
malige jugoslawische Republik Mazedonien, Frankreich, Gabun, Griechenland, 
Guinea, Haiti, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kolumbien, 
Komoren, Kongo, Laotische Volksdemokratische Republik, Libanon, Litauen, Lu-
xemburg, Madagaskar, Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Monaco, Niger, 
Norwegen, Österreich, Peru, Polen, Portugal, Republik Moldau, Ruanda, Rumäni-
en, San Marino, São Tomé und Príncipe, Schweiz, Senegal, Seychellen, Slowakei, 
Slowenien, St. Lucia, Suriname, Togo, Tschad, Tschechische Republik, Tunesien, Tür-
kei, Ukraine, Ungarn, Vanuatu, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern. 

57/43. Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und der Internationalen Organisation der Fran-
kophonie 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 33/18 vom 10. Novem-
ber 1978, 50/3 vom 16. Oktober 1995, 52/2 vom 17. Oktober 
1997, 54/25 vom 15. November 1999 und 56/45 vom 7. De-
zember 2001 sowie ihren Beschluss 53/453 vom 18. Dezember 
1998, 

 in Anbetracht dessen, dass die Internationale Organisation 
der Frankophonie eine beträchtliche Anzahl von Mitgliedstaa-
ten der Vereinten Nationen in sich vereint, zwischen denen sie 
die multilaterale Zusammenarbeit auf Gebieten fördert, die für 
die Vereinten Nationen von Interesse sind, 

 eingedenk der Artikel der Charta der Vereinten Nationen, 
die zur Förderung der Ziele und Grundsätze der Vereinten Na-
tionen durch die regionale Zusammenarbeit ermutigen, 

 sowie eingedenk dessen, dass sich die Internationale Orga-
nisation der Frankophonie entsprechend ihrer Satzung zum Ziel 
gesetzt hat, bei der Herbeiführung und dem Ausbau der Demo-
kratie, der Konfliktverhütung und der Unterstützung der 
Rechtsstaatlichkeit und der Menschenrechte, der Verstärkung 
des Dialogs zwischen den Kulturen und Zivilisationen, der An-
näherung zwischen den Völkern durch gegenseitiges Wissen 
und der Stärkung ihrer Solidarität durch eine auf die Förderung 
ihres Wirtschaftswachstums gerichtete multilaterale Zusam-
menarbeit behilflich zu sein, 

 erfreut über die Schritte, die die Internationale Organisation 
der Frankophonie unternommen hat, um ihre Beziehungen zu 
den Organisationen des Systems der Vereinten Nationen und 

mit internationalen und regionalen Organisationen zu festigen 
und auf diese Weise ihre Ziele zu verwirklichen, 

 mit Befriedigung davon Kenntnis nehmend, dass sich die 
Staats- und Regierungschefs der Länder, die Französisch als 
gemeinsame Sprache verwenden, auf ihrem vom 18. bis 
20. Oktober 2002 in Beirut abgehaltenen neunten Gipfeltreffen 
zur multilateralen Zusammenarbeit bei der Suche nach Lösun-
gen für die großen internationalen Probleme verpflichtet und 
ihre Entschlossenheit bekundet haben, die frankophone Zusam-
menarbeit und Kooperation auszuweiten, um die Armut zu 
bekämpfen und zur Herausbildung einer gerechteren Form der 
Globalisierung beizutragen, die zu Fortschritt, Frieden, Demo-
kratie und zur Gewährleistung der Menschenrechte führt, der 
kulturellen und sprachlichen Vielfalt voll und ganz Rechnung 
trägt und den Interessen der schwächsten Bevölkerungsgruppen 
und der Entwicklung aller Länder dient, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über 
die Durchführung der Resolution 56/4584, 

 mit Befriedigung Kenntnis nehmend von den maßgeblichen 
Fortschritten, die in der Zusammenarbeit zwischen den Verein-
ten Nationen, den Sonderorganisationen und anderen Organen 
und Programmen der Vereinten Nationen und der Internationa-
len Organisation der Frankophonie erzielt wurden, 

 überzeugt, dass eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen 
den Vereinten Nationen und der Internationalen Organisation 
der Frankophonie den Zielen und Grundsätzen der Vereinten 
Nationen dient, 

 im Hinblick darauf, dass die beiden Organisationen bestrebt 
sind, die auf politischem, wirtschaftlichem, sozialem und kultu-
rellem Gebiet zwischen ihnen bestehenden Verbindungen zu 
konsolidieren, auszubauen und zu festigen, 

 1. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von dem Bericht des 
Generalsekretärs84 und begrüßt die zunehmend enge und pro-
duktive Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und 
der Internationalen Organisation der Frankophonie; 

 2. stellt mit Befriedigung fest, dass sich die Internationa-
le Organisation der Frankophonie aktiver an der Tätigkeit der 
Vereinten Nationen beteiligt, zu der sie einen wertvollen Bei-
trag leistet; 

 3. begrüßt es, dass die neunte Gipfelkonferenz der Fran-
kophonie dem Dialog der Kulturen als Instrument des Friedens, 
der Demokratie und der Menschenrechte gewidmet war, um die 
Solidarität zwischen den französischsprachigen Ländern im In-
teresse einer nachhaltigen wirtschaftlichen und sozialen Ent-
wicklung zu verstärken; 

 4. dankt der Internationalen Organisation der Fran-
kophonie für die Schritte, die sie in den letzten Jahren unter-
nommen hat, um den Dialog zwischen den Kulturen und Zivili-
sationen zu fördern; 

                      
84 A/57/358. 




